
Im Rahmen der Analyse von Parteiensys-
temen wird u.a. der Frage nachgegangen,
welche grundlegenden inhaltlichen Kon-
fliktlinien den Parteienwettbewerb prägen.
Die Links-Rechts-Dimension spielt dabei
spätestens seit den 50er Jahren eine große
Rolle, da sie das räumliche Modell des Par-
teienwettbewerbs im Rahmen der ökono-
mischen Theorie der Demokratie von An-
thony Downs prägt. Downs geht von der
Annahme aus, dass der Wettbewerbsraum
der Parteien nur eine einzige Dimension
besitzt, die Links-Rechts-Dimension, und
dass diese Dimension anhand des Konflikts
über die Frage konkretisiert wird, wie stark
die Politik in das ökonomische Marktge-
schehen eingreifen soll.

Die Gegenposition zu dieser Eindimen-
sionalitätsthese wurde einige Jahre später
von Seymour M. Lipset und Stein Rokkan
formuliert. Deren »Cleavage-Theorie« er-
klärte die Herausbildung der westeuropäi-
schen Parteiensysteme im 19. Jahrhundert
vor dem Hintergrund der durch die Indus-
trielle Revolution und die Nationalstaats-
bildung bewirkten Umbrüche und Verwer-
fungen als Widerspiegelung und Politisie-
rung von vier zentralen gesellschaftlichen
Spaltungslinien: (1) dem Klassenkonflikt

zwischen Kapitaleignern und abhängig
Beschäftigten, (2) dem Stadt-Land-Konflikt
zwischen dem städtischen Bürgertum in
Industrie, Handel und Gewerbe und den
durch den Landadel vertretenen Agrar-
interessen, (3) dem Kirche-Staat-Konflikt,
der in den meisten Staaten zwischen dem
Machtanspruch des neuen Nationalstaats
und den historisch gewachsenen Vorrech-
ten der katholischen Kirche ausgetragen
wurde, in Deutschland jedoch in Form des
Konfessionskonflikts zwischen Katholiken
und Protestanten bestand, und (4) dem
Zentrum-Peripherie-Konflikt zwischen den
zentralstaatlichen Eliten und den Vertretern
ethnischer, sprachlicher oder religiöser
Minderheiten. In diesem Modell wird der
Parteienwettbewerb somit durch mehrere
parteipolitische Konfliktlinien bestimmt,
die sich als tiefgreifende, über eine längere
Zeit stabile, konflikthafte, auf der parteipo-
litischen Vertretung der Interessen und
Wertesysteme unterschiedlicher Bevölke-
rungsgruppen beruhende Spaltungslinien
im Parteiensystem definieren lassen.

Parteipolitische Konfliktlinien 
in drei zentralen Bereichen

Versucht man anhand der verschiedenen
Weiterentwicklungen des ursprünglichen
Modells ein allgemeines Tableau möglicher
parteipolitischer Konfliktlinien zu entwer-
fen, so lassen sich Konflikte in drei Berei-
chen ausmachen: Im sozio-ökonomischen
Bereich drehen sich die Auseinanderset-
zungen um die Rolle des Staates in der
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Ökonomie, im sozio-kulturellen Bereich
um die Gestaltung des menschlichen Zu-
sammenlebens und im politisch-konstitu-
tionellen Bereich um die Gestaltung der
politischen Ordnung.

Der traditionelle Klassenkonflikt stellt
heute einen Wertekonflikt um die Rolle des
Staates bei der Verteilung von Gütern und
Dienstleistungen dar, d.h. er wird als So-
zialstaatskonflikt zwischen den Grundwer-
ten Marktfreiheit und sozialer Gerechtig-
keit ausgetragen. Dabei wird von beiden
Seiten mit unterschiedlichen Konzeptio-
nen des Grundwerts der Gerechtigkeit ar-
gumentiert und dabei auch auf die Grund-
werte der Freiheit und Gleichheit Bezug ge-
nommen. Nach der traditionellen Markt-
gerechtigkeitskonzeption sind Verteilungs-
ergebnisse des Marktes, die nach bestimm-
ten Grundregeln zustande kommen, auch
gerecht. Politik hat demnach nur – durch
Gewährleistung der Marktfreiheit – die
Einhaltung der Grundregeln zu sichern.
Damit wird auf den Grundwert der Freiheit
rekurriert und Gerechtigkeit stellt sich als
Leistungsgerechtigkeit dar. Im Rahmen der
Gegenposition werden materiell ungleiche
Marktergebnisse als sozial ungerecht ange-
sehen, es wird auf den Grundwert der
Gleichheit gesetzt und soziale Gerechtig-
keit stellt sich als solidarische Verteilungs-
gerechtigkeit dar. Der zweite Konflikt im
sozio-ökonomischen Bereich, der Stadt-
Land-Konflikt, ist in seiner modernen
Form ein Gegensatz zwischen städtisch-
(post-)industriellen und ländlich-agrari-
schen Interessen.

Im sozio-kulturellen Bereich hat sich
der traditionelle Kirche-Staat- bzw. Kon-
fessionskonflikt in einen Religionskonflikt
zwischen religiösen und säkularen Werte-
systemen transformiert, dessen Relevanz
durch die gesellschaftlichen Säkularisie-
rungsprozesse immer stärker zurückgeht.
Bestimmte, mit religiösen Prägungen ver-
bundene kulturell-moralische Werthaltun-
gen wurden zudem in die sich seit Ende der
70er Jahre herausbildende neue Konflikt-

linie zwischen libertären und autoritären
Wertesystemen integriert. Ursache dieser
neuen Konfliktlinie sind vor allem die mit
der Globalisierung verbundenen kulturel-
len Entgrenzungsprozesse, die entweder als
Bereicherung oder als Bedrohung empfun-
den werden und daher einerseits zur He-
rausbildung libertärer Werthaltungen wie
Betonung von Selbstverwirklichung, Tole-
ranz gegenüber Minderheiten, Bejahung
von Multikulturalität und Unterstützung
nonkonformistischer Lebensstile oder au-
toritärer Werte wie Unterordnung unter
Autoritäten, Intoleranz gegenüber Mino-
ritäten, kulturelle Abschottung, Fremden-
feindlichkeit und Unterstützung konfor-
mistischer Lebensstile führen.

Primär im sozio-kulturellen Bereich
verankert – aber in die anderen Bereiche
hineinreichend – ist der Zentrum-Periphe-
rie-Konflikt, der in der Regel zwischen ge-
samtstaatlichen Parteien und den politi-
schen Vertretungen nationaler Minderhei-
ten besteht, im Extremfall jedoch auch zu
einer Aufspaltung des gesamten Parteien-
systems in Regionalparteien führen kann.
Im politisch-konstitutionellen Bereich an-
gesiedelt ist der Systemkonflikt, der sich auf
die Gestaltung der politischen Ordnung
bezieht und systembejahende Parteien von
Antisystemparteien trennt.

Neues Orientierungsschema

Natürlich ist es nicht so, dass alle diese
theoretisch möglichen parteipolitischen
Konfliktlinien in der Realität gleichzeitig
auftreten bzw. von gleich großer Relevanz
sind. Eine Fülle empirischer Studien mit
unterschiedlichen Vorgehensweisen zeigt
jedoch, dass der Parteienwettbewerb im
Rahmen der europäischen Parteiensys-
teme auf jeden Fall von mehr als einer
der hier beschriebenen Konfliktlinien be-
stimmt wird. Das Parteiensystem der Bun-
desrepublik gehört dabei zu der Minder-
heit, die nur von zwei Konfliktlinien ge-
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»rechten« oder politisch konservativen
Positionen ist heute zumindest im Bereich
der Wirtschafts-, Arbeitsmarkt und Sozial-
politik buchstäblich kein Staat zu machen –
was die auf ihrem Leipziger Parteitag er-
kennbar nach rechts gerückte CDU bei der
Bundestagswahl 2005 schmerzlich erfah-
ren musste.

Knappe linke Mehrheit,
aber kein Linksrutsch

Müssten angesichts der erkennbar stärke-
ren Linksorientierung den Parteien links
von der Mitte die Wähler nicht in Scharen
zulaufen? Das mag auf den ersten Blick so
scheinen, schaffte doch die Linkspartei bei
den zurückliegenden drei Landtagswahlen
den Einzug in das Landesparlament bei
gleichzeitigen Gewinnen der SPD zumin-
dest in Hessen und Hamburg. Nimmt man
aber die Bundestagswahl 2005 zum Maß-
stab, so schnitten die drei Parteien links
von der Mitte zum Teil deutlich schlechter
ab. Dies deckt sich mit der Entwicklung der
politischen Stimmung in Deutschland.
Dort fiel die SPD nach den innerpartei-
lichen Diskussionen um das Verhältnis zur
Linkspartei auf einen neuerlichen Tief-
stand von 26 % (DeutschlandTrend April
2008).Von der Schwäche der SPD profitie-
ren zwar die Grünen und zuletzt vor allem
die Linkspartei, die in der Sonntagsfrage
von Infratest dimap derzeit mit 12 % einen
Höchststand erreicht hat. Summiert man
die Sympathiewerte für alle drei Parteien,
so ergibt sich nur eine denkbar knappe
rechnerische »linke Mehrheit« von 49 %
gegenüber 47 % für Union und FDP. Von
Linksrutsch kann auf dieser Ebene keine
Rede sein, der Abstand zu Union und FDP
hat sich gegenüber der Bundestagswahl so-
gar von sechs auf zwei Punkte verringert.

Dass sich die in vielen Aspekten »lin-
ke« Grundstimmung keineswegs direkt in
Wahlerfolge umsetzen lässt, zeigt auch das
– gemessen an den hohen Sympathiewer-

ten – mäßige Abschneiden der Linkspartei
bei den zurückliegenden Landtagswahlen.
Einzig in Niedersachsen ist es ihr gelun-
gen, das bei der Bundestagswahl 2005 er-
zielte Ergebnis zu übertreffen. Bei insge-
samt fünf Landtagswahlen im Westen und
bei allen drei Wahlen im Osten blieb sie
zum Teil deutlich unterhalb ihres Niveaus
von 2005.

Hinzu kommt, dass sich arithmetische
linke Mehrheiten nicht so ohne weiteres in
politische Mehrheiten umsetzen lassen. Die
nach Hessen entfachte Debatte über eine
Zusammenarbeit zwischen SPD und Links-
partei hat doch erhebliche Vorbehalte gro-
ßer Teile der SPD-Wählerschaft gegenüber
der aus der PDS hervorgegangenen Linken
erkennen lassen: Nur ein Drittel der SPD-
Wähler ist der Meinung, SPD und Links-
partei würden gut zusammen passen, zwei
Drittel sind gegenteiliger Ansicht. In Poli-
tikfeldern wie Mindestlohn, Rente mit 67
etc. stimmen die Wähler beider Parteien
zwar prinzipiell überein, für SPD-Wähler
spielt aber die Gestaltungskompetenz ihrer
Partei und damit wirtschaftliche Aspekte
und die Finanzierbarkeit von Projekten ei-
ne bedeutendere Rolle, so dass ihre Posi-
tionen hier letztlich denen der Unions-
anhänger deutlich ähnlicher sind als denen
der Wähler der Linkspartei.

Koalitionen brauchen 
komplementäre Kompetenzen

Die Überzeugungskraft von Koalitionen
bemisst sich in der Regel in der Kongruenz
politischer Grundziele. So speiste sich die
Stärke der sozialliberalen Koalition zum
einen aus den beiden Parteien zugeschrie-
benen unterschiedlichen Kompetenzen,
zum anderen aus den gemeinsamen gegen
die Union durchgesetzten Projekten »Ost-
politik« und »Liberalisierung der Gesell-
schaft«. Die Stärke von Rot-Grün basierte
auf der Kombination von sozialer und ar-
beitsmarktpolitischer Kompetenz auf Sei-
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verkäufern, die sich in der rechten Hälfte
des Strandes zu dieser Zeit gerade be-
sonders lautstark aufführten, ein wenig
nachzurücken, weswegen Gerhard Schrö-
der die Bundestagswahl beinahe doch
noch einmal gewonnen hätte.Angela Mer-
kel hat das dann sehr schnell verstanden
und korrigiert. Und, als die SPD dann ih-
rerseits nach links rückte, schnell auch
noch ein bisschen darüber hinaus Mitte-
Terrain in der linken Strandhälfte erobert.
Die meisten in der CDU sind, wie Angela
Merkel übrigens auch, zwar nach wie vor
davon überzeugt, dass Leipzig richtig war.
Doch wahltaktisch war es zu weit weg von
der Mitte, also falsch.

Mehr als ein theoretischer Ort

Auch in einer diversifizierten Gesellschaft
ist die Mitte, wie an unserem Strand, mehr
als ein theoretischer und behaupteter Ort.
Sie lässt sich, zum Beispiel nach Einkom-
mensverteilung, immer exakt bestimmen.
Sie ist auch in Deutschland keinesfalls
nach links gerutscht. Es gehören zwar 8,5
Prozent der Menschen in Deutschland, die
im Jahr 2000 laut der viel diskutierten
DIW-Studie die Mittelschicht bildeten,
heute nicht mehr dazu. Aber vier Prozent
von ihnen sind, darauf hat Bernd Ulrich in
einem bemerkenswerten Aufsatz in der
Zeit hingewiesen, nach oben abgewandert.
Die statistische Mitte ist also in der Mitte
geblieben. Das ist der statistischen Mitte
immanent.

Wer diese Mitte besetzt, hat die De-
finitionshoheit, die Mehrheiten absichert
oder vorbereitet. Auch weil er, wie nach
Helmut Kohl Gerhard Schröder noch ein-
mal vorgeführt hat, mit dem Zauberwort
Mitte so schön und wohlfeil Konsens orga-
nisieren kann – in der Gesellschaft sowieso,
manchmal sogar in den eigenen Reihen:
Links oder rechts mag es eindeutigere poli-
tische Programmansätze geben, links oder
rechts klingt aber immer nach Klientel-

politik. Mitte dagegen bedeutet per Dekla-
ration Konsens der Vernünftigen und Ge-
meinwohlorientierten, bedeutet Pragma-
tik, Interessenausgleich, das Beste für unser
Land, das Beste für alle. Schröder, der
nie schöne Programme schreiben, sondern
immer nur Wahlen gewinnen wollte, hat
schon als Ministerpräsident (und schon da-
mals zum Ärger seiner Partei) gesagt, es ge-
be doch gar keine rechte oder linke Wirt-
schaftspolitik, nur: die richtige.

Seitdem Kurt Beck Angela Merkel die
Mitte überlassen hat, verwandelt sich die
programmatische Beliebigkeit und Wider-
sprüchlichkeit der CDU mitsamt der öko-
sozialen Themenpiraterie wie durch Zau-
berhand in die Klarheit und Kraft der
Mitte, in der alles geht und alles gut ist: Der
Kampf gegen sittenwidrige Löhne und die
Ablehnung eines allgemeinen Mindest-
lohns, die Verteidigung des Rechtsstaats
und der Einsatz von Bundeswehrsoldaten
im Innern, moderne, ökologisch verant-
wortliche Klimapolitik und Festhalten an
der Kernenergie. Alles war offenbar jetzt
richtig. Weil alles »Mitte« ist. Wer will
schon dem Konsens der Mehreren wider-
sprechen? Mitte bedeutet eben auch: Wer
uns kritisiert oder bei unseren Vorhaben
nicht mitmacht, begibt sich außerhalb die-
ses Konsenses, stellt sich automatisch an
den Rand. Wer gegen unsere Lösungsan-
sätze argumentiert, ist verdächtig, sich nur
profilieren zu wollen und dafür das Ge-
meinwohl und den Erfolg der Mitte hint-
anzustellen.

Wer das verstanden hat, gewinnt Wah-
len. Weil sich zu den Gesetzen der Spiel-
theorie noch die Massenlehre der Physik
gesellt, die immer auch in der Politik funk-
tioniert: Dort, wo die Mitte ist, kommt im-
mer mehr dazu. Vieles bindet sich an ihr,
wird von ihr angezogen. So wird sie immer
schwerer, dichter und konzentrierter. Des-
wegen ist die Mitte so erfolgreich, in der
Politik sogar die behauptete Mitte. Wer die
Mitte besetzt, verkauft am meisten Eis.Wer
die Mitte hat, hat die Macht.
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Es ist schon wahr, sie ist vor allem ein
Mythos und ein leichtfertig genutztes Ins-
trument im politischen Handgemenge –
die Mitte. Wechselseitig wird sie von den
Parteien des rechten und linken Spielfelds
symbolisch besetzt. Sie pflanzen ihr Fähn-
lein auf und behaupten, ihnen allein ge-
höre fortan dieses goldene Stückchen Bo-
den. Die Durchsichtigkeit dieses Spiel-
chens hat bei vielen zu heftigem Verdruss
geführt, wenn sie das M-Wort auch nur
hören. Wer wollte es ihnen verdenken. Ein
gutes Stückchen vom alten Obrigkeits-
denken,das keine Parteien mehr kannte, ist
im deutschen Tanz um die Mitte noch gut
erkennbar.

Und doch ist der Begriff der politischen
Mitte nicht ganz überflüssig. Dafür spre-
chen vor allem drei gewichtige Gründe.

Erstens: Eine Partei, die es nicht schafft,
das Gros im Mittelbuckel der Gausschen
Kurve der Wählerverteilung zu gewinnen,
kann nicht zur führenden Regierungskraft
werden. Diese arithmetische Mitte deckt
sich weitgehend mit der politischen Mitte
der Selbstzuordnung der Wählerinnen und
Wähler bei der Frage, wo sie sich im im-
mer noch aussagekräftigen Rechts-Links-
Spektrum selbst verorten. Diese Mitte hat
eine Moderatorenfunktion in der Demo-
kratie.

Zweitens: Die soziologische Forschung
belegt, dass es Milieus der Mitte gibt, deren
Lebensstile,Wertorientierungen und Kom-
munikationsmuster eine besondere Aus-

strahlungswirkung auf andere Milieus hat.
Sie wirken als eine Art soziokulturelles Gra-
vitationszentrum. Es sind auch diese Mili-
eus, in Deutschland »neue Arbeitnehmer«
genannt, in deren politischen Orientierun-
gen sich die Leistungswerte des oberen
Spektrums der Gesellschaft mit Solidari-
täts- und Gerechtigkeitswerten verbinden,
die auf die faire Teilhabe des unteren Spek-
trums gerichtet sind. Diese Mitte hat eine
Integrationswirkung in der politischen Kul-
tur des Landes.

Drittens: Die einbeziehende Wertorien-
tierung, in der sich das Interesse am eige-
nen Fortkommen mit dem an einer wohl
integrierten Gesellschaft verbinden, er-
weist sich als Scharnier für tragfähige Ge-
meinwohlkonzepte, die aus gutem Grund
auf eine breite Mehrheitsunterstützung
hoffen können. Sie veranlasst die potenziel-
len Regierungsparteien zu Mäßigung und
Realismus.

Es gibt sie also, die soziologische und
die politische Mitte.Sie ist keine arithmeti-
sche Mehrheit und auch kein politischer
Impulsgeber. Aber eine notwendige Be-
dingung für mehrheitsfähige Politikkon-
zepte und für Wahlerfolge. Es kommt da-
rauf an, ob sie sich in gegebener Lage eher
von den Vorschlägen der rechten oder der
linken Mitte überzeugen lässt. Links oder
rechts pur jedenfalls ist kein Erfolgsrezept.
Auf die Mitte kommt es an. Der symbo-
lische und konzeptionelle Kampf um sie
ist daher weder ziellos noch Rosstäusche-
rei.Allerdings nur wenn er mit schlüssigen
Handlungskonzepten erfolgt, die Punkt
für Punkt zeigen und begründen, wohin
der Weg führen soll, statt den leeren
Schnittpunkt der Mitte selbst als Inhalts-
ersatz zu beschwören, in der Hoffnung,
durch die Vermeidung von Festlegungen
weniger Reibungsflächen zu bieten als die
politische Konkurrenz.
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Gero Neugebauer

Politische Milieus im Links-Rechts-Raum

Können die Chiffren »Rechts« und »Links« als Kriterien zur Differenzierung kom-
plexer politischer Strukturen dienen? Am Beispiel der Milieuforschung wird deut-
lich, dass dies erst dann möglich wird, wenn sie über rein symbolische Verallge-
meinerungen hinausweisen.

Drei Wertekonflikte – Libertarismus versus
Autoritarismus (politischer Konflikt), So-
ziale Gerechtigkeit versus Marktfreiheit
(ökonomisch-sozialer Konflikt) und Reli-
giosität versus Säkularität (religiöser Kon-
flikt) – bilden die Basis für die Konstruk-
tion der neun politischen Milieus, nach de-
nen die deutsche Gesellschaft eingeteilt ist.
Im Konzept der »Drei-Drittel-Gesellschaft«
wird das obere Drittel von den Milieus der
»Leistungsindividualisten« und der »Etab-
lierten Leistungsträger« sowie von der
»Kritischen Bildungselite« und dem »En-
gagierten Bürgertum« gebildet. Das mittle-
re Drittel setzt sich aus »Zufriedene(n)
Aufsteiger(n)« und der »Bedrohte(n) Ar-
beitnehmermitte« zusammen. »Selbstge-
nügsame Traditionalisten«, »Autoritäts-
orientierte Geringqualifizierte« und das
»Abgehängte Prekariat« bilden das untere
Drittel. Diese Gliederung folgt keinem
»Links-Rechts«-Schema; sie verhindert je-
doch keine schichtorientierten politischen
Assoziationen.

Würde versucht werden, die Milieus
»links« oder »rechts« einzuordnen, ent-
stünden Probleme. Einerseits sind die
Positionen zu politischen Werten, die sich
auf »Soziale Gerechtigkeit«, »Marktfrei-
heit«, »Libertarismus« und »Autoritaris-

mus« beziehen, differenziert genug, um
Trennungen vornehmen zu können. An-
dererseits jedoch befindet sich der Werte-
haushalt der Bevölkerung in einem ständi-
gen Wandel, der zur Bildung von Werte-
synthesen führt, bei denen Verteilungs-
gerechtigkeit und Leistungsdenken, christ-
liche Überzeugung und kulturelle Tole-
ranz sowie Lebensgenuss und Leistungs-
gedanke zusammen kommen. Das sind
Wertekonstellationen, die beispielsweise
auch die Abgrenzung der beiden großen
Volksparteien und ihrer Anhängerschaf-
ten erschweren.

Die Betrachtung der Positionen der
einzelnen politischen Milieus im Wertefeld
bestätigt, dass die deutsche Gesellschaft
durch sehr komplexe Wertesynthesen ge-
kennzeichnet ist, die eine einfache »links-
rechts«-Sortierung der politischen Milieus
verhindern.

Die Spaltung des oberen gesellschaft-
lichen Drittels in die betont libertär und so-
zial ausgerichteten »Kritischen Bildungs-
eliten« und das »Engagierte Bürgertum«
sowie in die eher marktwirtschaftlich den-
kenden »Leistungsindividualisten« und
»Etablierten Leistungsträger« ist deutlich
erkennbar. Vorrangig autoritär und sozial
disponiert ist eine Gruppe von vier Milieus:
die drei Milieus des unteren gesellschaft-
lichen Drittels und die zum mittleren Drit-
tel gehörende »Bedrohte Arbeitnehmer-
mitte«. Würden die Milieus, in denen die
soziale Orientierung, also »soziale Gerech-
tigkeit« hoch geschätzt wird, dem allgemei-
nen Verständnis gemäß als »links« einge-
ordnet werden, blieben nur zwei übrig, die
zusammen einen Anteil von 26 Prozent an
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der deutschen Wählerschaft haben. Da hät-
te fast jede Partei mehr Probleme, als es ihr
lieb sein dürfte.

Könnte die institutionalisierte politi-
sche Partizipation, d.h. die Mitgliedschaft
in Parteien, Gewerkschaften, Bürgerinitia-
tiven und Nicht-Regierungsorganisationen
sowie die mögliche Absicht, derartigen
Institutionen beizutreten, ein relevantes
Zuordnungskriterium sein? Überdurch-
schnittlich häufige Mitgliedschaft bzw.
Beitrittsbereitschaft bekunden nur die bei-
den Milieus des oberen Drittels, die als be-
tont libertär und sozial orientiert ausgewie-
sen sind. Geringe Neigungen zu poli-
tischem Engagement verspüren vor allem
die Milieus des unteren gesellschaftlichen
Drittels. Wenn also institutionalisierte de-
mokratische politische Partizipation als
»linkes« Differenzierungskriterium in Be-
tracht kommt, dann zeigt sich, dass zwi-
schen sozialer Orientierung und demokra-
tischer Partizipation nicht immer ein Zu-
sammenhang besteht.

Sollen nun die Milieus als »Links« gel-
ten, die primär traditionellen linken So-
zialstaatsorientierungen anhängen? Wenn

links das ist, wie es sich in diesem Ver-
ständnis widerspiegelt und letztlich auf der
Vorstellung einer staatlichen Umvertei-
lungspolitik beruht, die einen Eingriff in
die ökonomische Struktur nicht grundsätz-
lich ausschließt, wie werden dann jene »lin-
ke« Milieus zugeordnet, in denen zugleich
starke enthnozentrische und/oder autoritä-
re Orientierungen herrschen, die »linke«
Interpretationen von Werten wie Freiheit
und Gleichheit negieren? Und wie werden
jene Milieus platziert, in denen sowohl
»linke« als auch »rechte« Orientierungen in
einem quasi ausgewogenen Verhältnis vor-
zufinden sind?

Soziale Orientierung und
libertäre Werte

Wenn es reicht, als links die Milieus gelten
zu lassen, in denen mehrheitlich eine »so-
ziale« Orientierung herrscht, wozu übri-
gens auch ein Verständnis von Solidarität
unter gesellschaftlich Gleichen gehören
sollte, dann sind diese – mehr oder weniger
ausgeprägt – in jedem Drittel zu finden; ei-
ne eindeutige Mehrheit haben sie jedoch
nur im unteren. Diese monokausale Zuord-
nung kann jedoch nicht gefallen, denn be-
reits die methodischen Koordinaten von
Links werden sowohl durch soziale als auch
durch libertäre Werte und Einstellungen
bestimmt.Wenn Links die Unvereinbarkeit
von sozialen mit ethnozentristischen und
autoritären Orientierungen bedeutet, mag
das manchen Linken angesichts seiner so-
zialstaatlichen Orientierung sowie seiner
antikapitalistischen Kritik, die – wie soziale
Gerechtigkeit – für eine politisch links ge-
richtete Orientierung gilt, irritieren. Man
sieht, dass Links – und Rechts – erst dann
als Kriterien zur Differenzierung kom-
plexer politischer Strukturen, wie es die
politischen Milieus sind, dienen können,
wenn sie mehr als symbolische Verallge-
meinerungen sind, die als Reduktionen
komplexer Begriffe dienen.

(Quelle: Neugebauer 2007:93) 
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nung zu finden als gar nicht: »Bald ver-
suchte man uns totzuschweigen, um sich
dann von der Zwecklosigkeit dieses Ver-
suchs zu überzeugen und wieder zum Ge-
genteil zu greifen. (...) Darauf schwenkte
man plötzlich und begann, uns eine Zeit-
lang als wahre Generalverbrecher der
Menschheit zu behandeln. Artikel über
Artikel, in denen unser Verbrechertum er-
läutert und immer wieder aufs neue bewie-
sen wurde, Skandalgeschichten, wenn auch
von A bis Z aus den Fingern gesogen, soll-
ten dann noch ein Übriges tun. (...) Ich ha-
be damals den Standpunkt eingenommen:
Ganz gleich, ob sie über uns lachen oder
schimpfen, ob sie uns als Hanswurste oder
als Verbrecher hinstellen; die Hauptsache
ist, daß sie uns erwähnen (...).«

Ganz offenkundig folgt auch die NPD
einer ähnlichen Logik. Skandale im Sinne
diskursiver Tabubrüche sind für die so ge-
nannten Nationaldemokraten ein geeigne-
tes Mittel, ihr Wahlergebnis im Sinne einer
überproportionalen Platzierung in der
Medienlandschaft zu vervielfachen.

Einer der beiden Köpfe vom neurech-
ten »Institut für Staatspolitik«, Götz Ku-
bitschek, riet so beispielsweise dem NPD-
Spitzenkandidaten für die Landtagswahl
in Niedersachsen, Andreas Molau, im Ja-
nuar 2007 in einem Interview im NPD-
Parteiblatt Deutsche Stimme: »Provokation
ist oft das einzige Mittel der Schwachen,
und die Rechte in Deutschland ist schwach.
Wer über Machtmittel verfügt, drückt, was
er möchte, einfach durch, erzählt, was er
möchte, einfach auf allen Kanälen. Wer
keine Macht hat, sollte sich lange und
gründlich vorbereiten, die Reflexe des Me-
dienzeitalters studieren und durch einen
Coup öffentliche Wahrnehmung erzwin-
gen. Für die stille Bildungsarbeit mögen
andere Gesetze gelten: Provokationen le-
ben von der Wahrnehmung, denn ihr Ziel
ist, eine Reaktion (und sei es nur die Ver-
blüffung) hervorzurufen.Was nicht in den
Medien war, war nicht.« Molau, heute
Pressesprecher der NPD-Landtagsfrak-

tion MV, wird sich bei seiner Arbeit im
Schweriner Schloss sicher an diese Worte
erinnern.

Die NPD hat ein Gespür für Tabubrü-
che und weiß, wann und wie sie die Öffent-
lichkeit zur empörten Weißglut treiben
kann. Ruhig und gelassen werden in den
Parlamenten die rhetorischen Nadelstiche
vom Blatt abgelesen. Die permanente Be-
richterstattung über die Tabubrüche der
NPD vor allem in den regionalen Medien,
und sei sie auch »skandalisierend« angelegt,
kann somit letztlich sogar einen nicht inten-
dierten Beitrag zur Stärkung der NPD selbst
darstellen, da auf diese Weise über sie mehr
berichtet wird, als es ihr Wahlergebnis
rechtfertigen könnte. Die NPD spielt derzeit
virtuos auf der Klaviatur der pawlowschen
Reflexe der deutschen Öffentlichkeit.

Etwa 20 % der Bevölkerung sind
deutschlandweit durch populistische Poli-
tikmodelle von rechts oder links ansprech-
bar. Der fulminante Wahlerfolg der Schill-
Partei bei der Hamburger Bürgerschafts-
wahl des Jahres 2001 ist hierfür eine ein-
drückliche Warnung. Der NPD geht es da-
her vorerst keinesfalls um die Eroberung
der Mehrheitsgesellschaft. Sie sucht viel-
mehr nach einer strategischen Option zur
dauerhaften Verankerung in den bundes-
deutschen Parlamenten. Das Populismus-
affine Wählerklientel ist hierfür zunächst
völlig ausreichend. Zur Mehrheitspartei
will die NPD erst von dieser gesicherten
Basis aus werden.

Strategisch tritt die NPD damit das
Erbe der Stammtisch-Partei DVU an. Im
Unterschied zum als Partei bezeichneten
Devotionalienhandel des Dr. Gerhard Frey
erschöpft sich die NPD jedoch weder
strategisch noch inhaltlich in parlamenta-
rischen Provokationen. Sie zielt vielmehr
auf einen völkisch bestimmten Umbau
Deutschlands in Kooperation mit radika-
len Neonazis ab. Das Erobern der Stamm-
tische soll dabei nur der erste Schritt sein
– die Eintrittskarte in die Zentren der
Macht.


